
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, bis April 2024 einen Hitzeaktionsplan für Halle vorzulegen, 
der insbesondere die folgenden Maßnahmen umfasst: 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, bis zur Vorlage des Hitzeaktionsplanes künftig 
fortlaufend vierteljährlich und geschäftsbereichsübergreifend im Ausschuss für 
Klimaschutz, Umwelt und Ordnung sowie im Sozial-, Gesundheits- und 
Gleichstellungsausschuss über konkrete Maßnahmen zu berichten, die die Stadt bereits 
vor Aufstellung des Hitzeaktionsplanes ergreift, um den Gefahren von Hitzewellen für die 
Bevölkerung zu begegnen. Der Bericht beleuchtet insbesondere die folgenden 
Maßnahmefelder: 
 

1. Frühwarnsystem: Einrichtung eines Frühwarnsystems, das vor kommenden 
Hitzeperioden warnt und die Bevölkerung rechtzeitig informiert. 

2. Öffentliche Aufklärung: Veröffentlichung von Informationsbroschüren und Online-
Ressourcen, die die Bürger:innen über die Gesundheitsrisiken von Hitzewellen 
informieren und ihnen Ratschläge zur Selbsthilfe geben. 

3. Kühlzentren: Identifizierung von öffentlichen Gebäuden, die als temporäre Kühlzentren 
genutzt werden können, insbesondere für vulnerable Bevölkerungsgruppen. 

4. Hitzeschutz für Arbeitnehmer:innen: Ermutigung von Arbeitgebern, flexible Arbeitszeiten 
und Hitzeschutzmaßnahmen am Arbeitsplatz einzuführen. 

5. Grüne Infrastruktur: Förderung von Maßnahmen zur Schaffung von Grünflächen, 
Begrünung von Dächern und Fassaden sowie Pflanzung von Bäumen, um die 
Hitzeinseln in der Stadt zu reduzieren. 

6. Gesundheitliche Versorgung: in Kooperation mit den medizinischen Einrichtungen in der 
Stadt Sicherstellung, dass das Gesundheitssystem auf erhöhte Belastungen durch Hitze 
vorbereitet ist. 

 


